
Aktenzeichen: 6 AZR 573/88
Bundesarbeitsgericht 6. Senat Urteil vom 7. Juni 1990- 6 AZR 573/88 -
I. ArbeitsgerichtMa inz

Urteil vom 11. März 1988 
- 6 Ca 1108/87 -

II. Landesarbeitsgericht 
Rheinland-Pf alz

Urteil vom 15. September 1988 
- 5 Sa 438/88 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Lohnzuschläge - Arbeiten in blindgängerverseuchtem Gelände

Gesetz: MTB II § 29 Abs. 1 Buchst, b; SR 2 a Nr. 13 MTB II

Leitsatz:
Arbeiter, die in blindgängerverseuchtem Gelände eines 
Truppenübungsplatzes arbeiten, haben Anspruch auf einen 
Lohnzuschlag gemäß § 29 Abs 1 Buchst b MTB II. Welches Gelände blindgängerverseucht ist, kann der Kommandant eines 
Truppenübungsplatzes arbeitsrechtlich nicht bindend fest­
legen .
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6 AZR 573/88
5 Sa 438/88 Rheinland-Pfalz

Verkündet am 
7. Juni 1990 Im Namen des Volkes!
Range,
Regierungsobersekretärin 
als Urkundsbeamter

Urteil

der Geschäftsstelle In Sachen
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund 
der mündlichen Verhandlung vom 7. Juni 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Röhsler, die Richter 
Prof. Dr. Jobs und Dörner sowie die ehrenamtlichen Richter 
Ostkamp und Hilgenberg für Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil
des Landesarbeitsgerichts Rheinland-Pfalz vom 15. September 1988 - 5 Sa 438/88 -
wird zurückgewiesen.

2. Die Kosten der Revision hat die Beklagte zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um eine tarifliche Gefahrenzulage.

Der Kläger ist bei der Beklagten auf dem Truppenübungsplatz 
B seit dem 1. Mai 1971 als Arbeiter beschäftigt. Auf das
Arbeitsverhältnis findet der Mantel,tarifvertrag für die Arbeiter 
des Bundes vom 27. Februar 1964 (MTB II) kraft beiderseitiger 
Tarifbindung Anwendung. Der Kläger arbeitet in einem Gebiet, das 
vom Jahre 1970 bis zum 30. Juni 1982 in einer von der Beklagten 
erstellten Karte als blindgängerverseuchtes Gelände ausgewiesen 
war. Für diese Tätigkeit erhielt er einen Lohnzuschlag von zu­
letzt 0,66 DM pro Stunde nach Abschnitt B Nr. 12 der Verwaltungs­
anordnung Nr. 3 über die Gewährung von Zulagen an Angestellte und 
die Gewährung von Schmutz-, Gefahren- und ErschwernisZuschlägen
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an Arbeiter im Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidi­
gung vom 23. Februar 1972 (Verwaltungsanordnung Nr. 3) i.V.m.
Nr. 13 der Sonderregelungen für Arbeiter im Bereich des Bundes­
ministers der Verteidigung (SR 2 a MTB II) zu § 29 MTB II. Diese 
Vorschriften haben u.a. folgenden Wortlaut:

§ 29 MTB II:
"Schmutz-, Gefahren- und Erschwerniszuschläge
(1) Für außergewöhnliche Arbeiten wird je nach dem Grad 
der Erschwernis ein Lohnzuschlag gezahlt,
wenn die Arbeit
a ) . . .

b) außergewöhnlich gefährlich, gesundheitsschädigend 
oder ekelerregend ist oder

c ) . . .

(2) Ob eine Arbeit als zuschlagsberechtigt anzusehen 
ist, soll vor ihrer Inangriffnahme festgestellt werden."

Nr. 13 SR 2 a MTB II:
"Lohnzuschläge nach § 29 und Wechselschichtzuschläge nach 
§ 29 a werden nur gewährt, wenn dies
a) ...
b) im Einvernehmen mit der vertragsschließenden Gewerk­

schaft durch Verwaltungsanordnung allgemein oder für 
den Einzelfall bestimmt ist."

Abschnitt B der Verwaltungsanordnung Nr. 3:
"Arbeiter erhalten Lohnzuschläge gemäß § 29 MTB II 
für nachstehende Arbeiten:
I. Nr. 12 Arbeiten oder angeordneter Aufenthalt in

blindgängerverseuchtem Gelände von Truppen- 
übungs- oder Schießplätzen sowie von .Erpro­
bungsstellen. "
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Mit Anordnung vom 8. Juli 1982 legte der Kommandant des 
Truppenübungsplatzes in einer Karte die Grenzen des blindgänger­
verseuchten Geländes neu und im Vergleich zu der bisherigen Rege­
lung in kleinerem Umfang fest. Diese Anordnung erging ohne Mit­
wirkung des Personalrates. Das Bundesverwaltungsgericht hat mit 
Beschluß vom 6. Februar 1987 - 6 P 9.85 - (Buchholz 250 § 78 
BPersVG Nr. 6 = DVB1 1987, 739) entschieden, die Festlegung des 
blindgängerverseuchten Geländes .innerhalb des Truppenübungsplat­
zes sei eine Verwaltungsanordnung im Sinne des § 78 Abs. 1 Nr. 1 
BPersVG und habe der Mitwirkung des Personalrats bedurft. Ab dem 
1. Juli 1982 zahlte die Beklagte dem Kläger die Zulage nur noch 
für Arbeiten auf dem kleineren, neu festgelegten Gebiet. Blind­
gänger wurden auch nach dem 30. Juni 1982 in dem von der neuen 
Karte ausgenommenen Bereich gefunden. Mit Wirkung zum 1. November 
1987 erstellte die Beklagte eine neue Karte, in der das blind­
gängerverseuchte Gebiet im wesentlichen entsprechend der vor der 
Änderung im Jahre 1982 geltenden Karte markiert ist.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Gewährung der 
Gefahrenzulagen hänge nicht von der von Juli 1982 bis November 
1987 geltenden Karte ab, die das blindgängerverseuchte Gelände 
einschränkend ausweise. Die Karte sei nicht rechtswirksam, weil 
bei ihrer Erstellung der Personalrat nicht mitgewirkt habe. Es 
komme daher allein auf die tatsächlichen Verhältnisse auf dem 
Truppenübungsplatz an. Das von der Karte ausgenommene Gebiet sei 
blindgängerverseucht gewesen, da dort auch nach dem 30. Juni 1982
in erheblichem Umfang Blindgänger gefunden worden seien.
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Der Kläger hat beantragt

5 -

festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet ist, 
ihm für die Zeit ab dem 1. September 1982 bis zum 
31. Oktober 1987 die Zulage nach Abschnitt B Nr. 12 
der Verwaltungsanordnung Nr. 3 zu Nr. 13 Buchst, b) 
der SR 2 a zu § 29 Abs. 1 b MTB II in der jeweils geltenden Fassung für Arbeiten und angeordneten 
Aufenthalt in dem in der bis zum 30. Juni 1982 
geltenden Karte als blindgängerverseucht ausge­
wiesenen und aus dem blindgängerverseuchten Bereich 
in den danach bei der Berechnung zugrundegelegten 
Karten ausgenomrnenen Gelände zu zahlen.

Die Beklagte hat Klagabweisung beantragt und die Ansicht 
vertreten, der Kläger habe nach dem 30. Juni 1982 keinen Anspruch 
auf Zahlung der Zulage für Arbeit oder angeordneten Aufenthalt in 
dem Gebiet, das nach der Karte aus dem Jahre 1970 als blindgän­
gerverseucht ausgewiesen gewesen sei. Die Karte aus dem Jahre 
1982 lege das blindgängerverseuchte Gelände verbindlich fest, 
selbst wenn sie es möglicherweise zu restriktiv eingrenze. Dies 
ergebe sich aus dem Wortlaut des § 29 MTB II, wonach bereits vor 
Inangriffnahme der Arbeit festgestellt werden soll, ob diese als 
zuschlagsberechtigt anzusehen sei. Aber auch das Mitwirkungsrecht 
des Personalrats bei Erstellung der Karte spreche dafür, daß sie 
das blindgängerverseuchte Gebiet konstitutiv festlege. Die vor­
liegend fehlende Mitwirkung des Personalrats führe nicht zur Un­
wirksamkeit der Maßnahme, da § 78 BPersVG eine solche Rechtsfolge 
nicht vorsehe.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage 
stattgegeben. Mit der zugelassenen Revision verfolgt die Beklagte 
den Klagabweisungsantrag weiter. Der Kläger beantragt Zurückwei­
sung der Revision.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist unbegründet.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen,, das Feststellungs­
begehren des Klägers sei begründet, da die mit Wirkung zum 
1. Juli 1982 vom Kommandanten des Truppenübungsplatzes erfolgte 
Festlegung des blindgängerverseuchten Gebietes in der Karte wegen 
der fehlenden Mitwirkung des Personalrats gemäß § 78 Abs. 1 
BPersVG rechtswidrig gewesen sei. Die Festlegung des blindgänger­
verseuchten Gebiets durch den Kommandanten stelle keinen Verwal­
tungsakt dar, sondern sei eine Weisung kraft Direktionsrechts der 
Beklagten, die arbeitsvertragliche und tarifvertragliche Elemente 
enthalte. Die Weisung präzisiere die tarifvertraglich vorgegebe­
nen Voraussetzungen für die Gewährung der Zulage. Es seien daher 
nicht die verwaltungsrechtlichen Maßstäbe zur Anfechtbarkeit 
fehlerhafter Verwaltungsakte heranzuziehen. Vielmehr genüge es, 
wenn sich der von der Maßnahme betroffene Arbeitnehmer für die 
Dienststelle erkennbar gegen die Anordnung wehre. Diese Voraus­
setzung habe der Kläger erfüllt. Er habe sich unmittelbar nach 
Inkrafttreten der Verwaltungsanordnung beschwerdeführend an die 
Dienststelle gewandt. Deshalb habe für den streitbefangenen Zeit­
raum weiterhin die Karte aus dem Jahr 1970 gegolten. Wegen dieser 
aus dem Kollektivrecht bestehenden Anspruchsgrundlage könne es 
dahingestellt bleiben, ob sich der Anspruch des Klägers auch auf 
individualrechtliche oder tarifrechtliche Normen stützen lasse.
Insbesondere sei nicht zu entscheiden, wie zu verfahren sei, wenn 
die von dem Kommandanten erstellte Karte - wie unstreitig im vor-

7JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


7

liegenden Fall - mit den tatsächlichen Gegebenheiten nicht über- 
einstimrae, d.h. darüber hinaus blindgängerverseuchte Gebiete vor­
handen seien.

II. Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten jeden­
falls im Ergebnis der revisionsrechtlichen Überprüfung stand.

1. Das Feststellungsbegehren des Klägers ist begründet. Die Be­
klagte ist verpflichtet, dem Kläger für erbeiten, die er in der 
Zeit vom 1. September 1982 bis 31• Oktober 1987 in dem Gebiet 
verrichtet hat, das in der Karte des Jahres 1970 als blindgänger­
verseucht ausgewiesen war, die Differenz zwischen der ihm auf der 
Grundlage der Karte aus dem Jahr 1982 gewährten Gefahrenzulage 
und der ihm nach der Karte aus dem Jahr 1970 zustehenden Gefah­
renzulage zu zahlen. Dies ergibt sich aus Nr. 13 Buchst, b SR 2 a 
zu § 29 MTB II in Verbindung mit Abschnitt B Nr. 12 der Verwal­
tungsanordnung Nr. 3« Danach werden Lohnzuschläge gemäß § 29
MTB II gewährt, wenn dies im Einvernehmen mit der vertrags­
schließenden Gewerkschaft durch Verwaltungsanordnung allgemein 
oder für den Einzelfall bestimmt ist. Nach Abschnitt B Nr. 12 der 
Verwaltungsanordnung Nr. 3 erhalten Arbeiter einen Lohnzuschlag 
gemäß § 29 MTB II für Arbeiten oder angeordneten Aufenthalt in 
blindgängerverseuohtem Gelände von Truppenübungs- oder Schieß­
plätzen sowie von Erprobungsstellen.

2. Gegen die Verweisung in Nr. 13 Buchst, b SR 2 a MTB II auf 
Verwaltungsanordnungen bestehen unter den Gesichtspunkt der Ta­
rifautonomie keine rechtlichen Bedenken. Vorliegend haben die
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Tarifvertragsparteien in Nr. 13 Buchst, b SR 2 a MTB II die zum 
Lohnzuschlag berechtigende Tätigkeit nicht selbst bestimmt, son­
dern mit der Verweisung auf Verwaltungsanordnungen eine Regelung 
getroffen, die außerhalb der tariflichen Vereinbarung liegt. Auch 
wenn die Tarifvertragsparteien nicht berechtigt sind, die ihnen 
eingeräumte Rechtsetzungsbefugnis auf Dritte zu übertragen, weil 
die Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
gemäß Art. 9 Abs. 3 GG nur den Koalitionen selbst anvertraut ist, 
verletzt die hier vorliegende Verweisungsnorm diese Bestimmung 
nicht, wenn die Tarifvertragsparteien sie selbst jederzeit aufhe- 
ben, ändern oder durch eine andere Tarifnorm ersetzen können 
(vgl. BAG Urteil vom 28.  September 1977 -  4 AZR 743/7.6 - AP Nr. 4 

zu § 1 TVG Tarifverträge: Rundfunk; BAGE 34,  42 = AP Nr. 7 zu § 1 

TVG Form; Urteil vom 1. April 1981 -  4 AZR 1046 / 78  -, nicht ver­
öffentlicht; Urteil vom 16. Februar 1989 -  6 AZR 289/87 - AP 
Nr. 9 zu § 42 BAT).

Vorliegend werden durch die Verweisung nicht die Grundsätze 
der Tarifzuständigkeit aufgegeben, sondern es wird im Rahmen der 
tariflichen Möglichkeiten zum Zwecke der größeren Beweglichkeit 
und Anpassung an die tatsächlichen Verhältnisse die Einzelfestle­
gung der zum Lohnzuschlag berechtigenden Arbeiten dem Arbeitgeber 
übertragen. Da dieser in seiner Regelungsbefugnis nicht völlig 
frei, sondern an das Einvernehmen der Gewerkschaften gebunden 
ist, handelt es sich nicht um eine Verwaltungsanordnung im ver­
waltungsrechtlichen Sinn. Verwaltungsanordnungen sind im. Verwal­
tungsrecht Rechtshandlungen, die keine Außenwirkung sondern le­
diglich innerdienstliche Rechtswirkung entfalten, sich also im
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Bereich eines Trägers der öffentlichen Verwaltung an nachgeord- 
nete Organe und Ämter richten und deren Verhalten steuern (vgl. 
Wolff/Bachof, Verwaltungsrecht I, 9. Aufl. , 1978, S. 368), Diese
Verwaltungsanordnungen werden einseitig von der Behörde erlas­
sen . In der in Nr. 13 Buchst, b SB 2 a MTB II erwähnten Verwal­
tungsanordnung handelt es sich demgegenüber wegen dem Erfordernis 
des Einverständnisses der vertragsschließenden Gewerkschaft um 
eine Verwaltungsanordnung besonderer Art, Denn die Tarifvertrags­
parteien haben damit nicht dem Arbeitgeber einseitig die Bestim­
mungsbefugnis über die Berechtigung zum Erhalt einer Lohnzulage 
eingeräumt. Sie entfaltet vielmehr Rechtsw.i rkungen wie ein Tarif­
vertrag; es wird lediglich auf die für Tarifverträge maßgebliche 
Formvorschrift verzichtet (vgl. Scheuering/Steingen, MTB II,
Stand Januar 1990, SR 2 a Nr. 13 Erl. 2),

3. Daraus folgt, daß der Kläger einen tariflichen Anspruch auf 
die Zulage hat, da er in der Zeit vom 1. September 1982 bis zürn 
31. Oktober 1987 Arbeiten in dem in der Karte des Jahres 1970 
ausgewiesenen Gelände verrichtet und sich dort auf Anordnung auf­
gehalten hat und dieser Bereich tatsächlich b1 i n d gängerverseuch- 
tes Gelände des Truppenübungsplatzes war,

a) Zwischen den Parteien ist unstreitig, daß der Kläger in dem 
streitbefangenen Zeitraum Arbeiten in dem Gebiet des Truppen­
übungsplatzes ausgeführt hat, welches in der Karte aus dem Jahr 
1970 als blindgängerverseuchtes Gelände ausgewiesen war. Nach den 
von der Revision nicht angegriffenen und damit für die Revisions­
instanz gemäß § 561 Abs. 2 ZPO bindenden Feststellungen des Lan-
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desarbeitsgerichts stimmt darüber hinaus die vom Kommandanten im 
Jahre 1982 aufgestellte Karte nicht mit den tatsächlichen Gege­
benheiten überein. Vielmehr waren weitere Gebiete vorhanden, die 
blindgängerverseucht gewesen sind. Der Kläger hat stets behaup­
tet, Blindgänger seien auch nach dem 30. Juni 1982 in dem von der 
neuen Karte ausgenommenen Bereich noch in erheblichem Umfang ge­
funden worden. Die Beklagte hat diese Behauptung des Klägers 
nicht bestritten. Sie gilt daher als zugestanden (§ 138 Abs. 3 
ZPO). Für die Richtigkeit dieser Behauptung spricht im übrigen, 
daß die Beklagte mit Wirkung zum 1. November 1987 eine neue Karte 
erstellt hat, in der das blindgängerverseuchte Gebiet im wesent­
lichen entsprechend der vor der Änderung im Jahr 1982 geltenden 
Karte gekennzeichnet ist.

b) Zu Unrecht meint die Revision, die vom Kommandanten des 
Truppenübungsplatzes im Jahre 1982 erstellte Karte, die das 
blindgängerverseuchte Gelände entgegen den tatsächlichen Verhält­
nissen in kleinerem Umfange festlegte, sei rechtswirksam und habe 
arbeitsrechtlich rechtsbegründende bzw. -vernichtende Bedeutung.

Zwar handelt es sich bei der Karte um eine Verwaltungsan­
ordnung im Sinne des § 78 Abs. 1 BPersVG (vgl. BVerwG Beschluß 
vom 6. Februar 1987 - 6 P 9.85 -, aaO). Davon zu unterscheiden 
ist jedoch eine Verwaltungsanordnung, die den arbeitsrechtlichen 
Erfordernissen der Nr. 13 Buchst, b SR 2 a MTB II genügt. Danach 
werden die durch Verwaltungsanordnung bestimmten Zuschläge im
Einvernehmen mit der vertragsschließenden Gewerkschaft gewährt. 
Nr. 13 Buchst, b SR 2 a MTB II enthält keine Ermächtigung an den
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Arbeitgeber, die Voraussetzungen für die Gewährung einer Zulage 
einseitig selbst zu bestimmen. Die Gewerkschaft hat vorliegend zu 
der vom Kommandanten des Truppenübungsplatzes der Beklagten im 
Jahre 1982 erstellten Karte ihr Einverständnis nicht erteilt. Sie 
ist vielmehr allein von der Beklagten erstellt worden. Nach stän­
diger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts haben aber einsei­
tige Verwaltungsanordnungen keine unmittelbar rechtsbegründende 
Bedeutung (BAG Urteil vom 30. Januar 198(5 - 4 AZR 1098/77 - AP 
Nr. 6 zu §§ 22, 23 BAT Lehrer; BAGE 49, 31, 35 = AP Nr. 19 zu 
§ 242 BGB Betriebliche Übung; Urteil vom 9- Februar 1989 - 6 AZR 
174/87 - AP Nr. 4 zu § 2 BeschFG 1985).

Nr. 13 Buchst, b SR 2 a MTB II in Verb, mit Abschnitt B 
Nr. 12 der Verwaltungsanordnung Nr. 3 vom 23. Februar 1972 for­
dert auch nicht anspruchsbegründend, daß das blindgängerverseuch­
te Gelände in einer Karte ausgewiesen ist. Diese Vorschriften 
stellen vielmehr allein darauf ab, ob das Gebiet, in dem der Ar­
beiter arbeitet oder sich auf Anordnung aufhält, tatsächlich 
blindgängerverseucht ist. Die Kennzeichnung des blindgängerver­
seuchten Geländes durch die Erstellung von Karten dient damit 
lediglich der Erfüllung des § 29 Abs. 2 MTB II, wonach vor Inan­
griffnahme einer Arbeit festgestellt werden soll, ob sie als zu­
schlagsberechtigt anzusehen ist. Wird diese Feststellung vor der 
Inangriffnahme der Arbeit nicht oder entgegen den tatsächlichen 
Verhältnissen getroffen, so wird dadurch der Anspruch des Arbeit­
nehmers auf den Lohnzuschlag nicht berührt (Scheuring/Steingen, 
aaO, § 29 Erl. 2). Die Karte dient lediglich der Präzisierung des 
für die Verwaltungsanordnung vom 23* Februar 1972 maßgebenden
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Sachverhaltes. Sie regelt keine Fragen der Lohngestaltung im 
Sinne von § 75 Abs. 3 Nr. 4 BPersVG, da die Voraussetzungen für 
die Gewährung der Zulage in Nr. 13 Buchst, b SR 2 a MTB II in 
Verbindung mit der Verwaltungsanordnung Nr. 3 abschließend gere­
gelt sind (so auch BVerwG Beschluß vom 6. Februar 1987 - 6 P 
9.85 aaO).

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Dr. Röhsler Dr. Jobs Dörner
Ostkamp Hilgenberg
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